
Die politische Gemeinschaft
im Urteil des Zweiten Vatikanischen Konzzils

(Constitutio pastoralis de Ecclesia in mundo huius temporiIs,
Pars IL, Caput et V, 2)

Von Oswald vı C} Nell-Breunıng, Sl JJ

Dıie beiden etzten Hauptstücke des Teıles der Konstitution ‚De
Ecclesia in mundo hu1lus temporı1S‘, aput ‚De ıta communıtatıs
politicae“, un! Caput ‚De PaCcCC ovenda et de communıtate gentium
promovenda‘, haben CS mıIıt dem polıtıschen Raum LuUunNn. Da Kap
sich offenbar mMI1It Fragen des zwischen- un überstaatlichen Lebens
befaßt, lıegt die Deutung nahe, ın der Überschrift VO  3 Kap se1l
mı1t ‚Communıtas polıtica‘ der AStaat  < gemeınt, WwW1e sıch heute noch
dıe „Staaten“ als die im höchsten und innn des Wortes „poli-
tischen“ Gebilde un! iıhr 'Iun und Lassen chlechthin als „Politik“ Ver-

stehen. VWer MIt ‚Pacem in terris‘* diese für dıe heutigen Verhältnisse
überholte Vorstellung hınter sıch gelassen hat und die Einzelstaaten
NUur och als Gliederungen der ZuUr polıtıschen Einheit ul

wachsenden Gesamtmenschheit anzusehen vermaß, wırd iın dieser
Sinngebung VO  ; ‚communıtas polıtica‘ einen beklagenswerten ück-
schrıtt oder vielleicht besser DESASYT eine bedauerliche, aber vielleicht
heute och nıcht umgehende Anpassung den Z0I0 Zeıt bestehen-
den der mındestens nachwirkenden Stand der Dınge erblicken. Es
annn aber eın Zweıtel darüber bestehen, daß der Konzilstext ‚COMN-
munıiıtas polıtica‘ ın dıiesem herkömmlichen, nıcht „klassı-
schen“ ınn versteht. Das erhellt iınsbesondere auch daraus, daß die
Ausdrücke ‚cOmmunı1tas polıtica‘ un: ‚COomMmunıtas cıvaıalıs‘ (einmal
auch ‚ICS publica‘ [ Iz 79 4] Z un einmal ‚C1V1taSs errena‘ [ Iz 76,
a ] 4 |) gleichbedeutend gebraucht und die Angehörigen dieser Gebilde
als ‚C1ves‘ angesprochen werden; folgerecht mu{fß mit ‚auctorıtas publıca"
die staatlıche Obrigkeit gemeınt se1n. Gewiß 11 das Konzıil den
Einzelstaaten weder nach innen och nach außen jene gottgleiche
Souveränıität zuerkennen, WwW1e die Nationalstaaten der Zeıt VOL dem
ersten Weltkrieg s1e sıch angemaßt hatten. Auch werden s1e 1m Kon-
zilstext nıcht mehr 1m Wortsinn als ‚sOcletates perfectae et

completae‘ vollkommene un vollständige, allen zeıitlichen
Es 1St auffallend, w1e selten Pacem 1in terrıs 1n der Constitutio überhaupt und

namentlich 1n diesem Teıil zıtlert wird Kap zweimal (Tz 7 Anm u. 6),
Kap Na (Krieg un! Frieden) reimal (TI'z 80, Anm u.,. Z I7 82, Anm. 3),
Kap V, überhaupt nıcht!
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Bedürfnissen der Menschen genügende Vergemeinschaftung AaNSC-
sprochen, aber Anklänge diese etzten Endes aut Arıstoteles
rückgehende Kennzeichnung sınd och wahrzunehmen (insbes. I7 74,
al JEr die Kırche sıeht als ıhren Partner immer och den Einzel-

A un erortert die Konstitution eingehend ıhr Verhältnis
und ıhre Beziehungen ıhm (Iz 76), während die Kırche sıch 1n der
communıtas internationalıs jedentalls VOFrerst mıt ‚aktıver
Präsenz“ begnügt (Iz 89)

Dıie ‚Vıta publica‘, das öftentliche Leben, VO  5 dem ın diesem
Kapıtel die ede 1St, Lagl also ıcht ber die Ebene der Eınzelstaaten
der aktuellen oder potentiellen Miıtgliıeder der UN) hinaus. Nıcht
ebenso scharf 1St die Abgrenzung ach en ıbt CS unterhalb der
Ebene der (Natıional)-Staatlichkeit „Oftentliches Leben“, eLtwa 1im
Sınne der Enzykliıka ‚Quadragesimo anno’, die sowohl den ÖOrts-
gemeinden als auch den Berutsständen („Leistungsgemeinschaften“)
öffentlich-rechtlichen Charakter zuerkennt, der 1St alles, WAds
der „staatlıchen“ Ebene lıegt, seiner Natur ach DEa und, SOWeIlt
CS öffentliche Funktionen erfüllt, VO Staate her MI1t Hoheıitsrechten
„beliehen“, 1St alle 50 Selbstverwaltung iın Wahrheit staatlıche Aut-
tragsverwaltung, eın Von Haus AUS „eigener“, sondern staatlicher-
se1ts „übertragener Wiırkungskreis“?

Wenn ıch recht sehe, schließt der Konzilstext echte 1ıta publica,
„OÖffentliches Leben“, unterhalb der staatlıchen Ebene nıcht zwıngend
AUS, bezieht CS aber in keiner Weıse in se1ne Überlegungen e1in. Dıie
Redaktoren des Textes leben un weben das 1St unverkennbar
bewußt oder unbewußt 1im romanıstıischen Rechtsdenken: VO SCI-
manıstischen Rechtsdenken, 2S doch dem Kırchenrecht nıcht Sanz{tremd 1St und das 1US publicum un: 1US privatum ıcht in kontra-
dıktorischen, sondern iın konträren Gegensatz 7zueinander stellt un:
keine scharfe Zäsur 7zwıschen beiden sıeht, un erst recht VO angel-
sächsischen Rechtsdenken, dem dieses Begriffspaar überhaupt tremd
1St un das das Verhältnis von Gesellschaft un Staat
gekehrt sıeht Ww1e WITr, 1St der Konzilstext unberührt.

Man INAaS CS bedauern, da{ß gerade dieser Stelle der vielberufene
Pluralismus nıcht ZU Tragen gekommen ISt. Anderseıts darf in  =;
ıcht VECrSESSCH, da{fß das Konzıl sehr bewußt sıch ıcht in eiıner Pro-
phetie ergehen, sondern eıne Pastoralkonstitution erlassen wollte, die
als solche, 1n die Praxıs hıneın wirken, sıch der landläufigen
enk- un Redeweise mufßs, ohne damıt eine ehrhafte Ent-
scheidung treften oder Sal den höchster Stelle bereıts erreichten
Fortschritt rückgängig machen und weıterem Fortschritt einen Rıegel
vorschieben wollen. Dıie Konstitution spricht iıcht die wI1ssen-
schaftliche Fachsprache des OÖffentlich-Rechtlers, auch icht die Sprache
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der hohen Philosophıie, sondern die Sprache, dıe unsere Politiker, aber
auch UNSseEFe® Seelsorger, hören un: sprechen gewohnt sind und
dıie daher ohl auch die geeignetste 1St, s1e anzusprechen un! vVvon

ıhnen verstanden werden.
Wıe dem auch sel, ‚communıtas polıtica‘ 1n der Überschrift VON

Kap meınt den Staat, wWw1e€e sıch echt der Unrecht auch
heute noch versteht: ara polıtıca oder publiıca der ciıvılıs meınt das
Staatsleben (Tun un Lassen des taates un das staatsbürgerlıche
Leben (das Leben der Staatsbürger als solcher).

)Das politische Leben VO!: heute (Az 73)
( Ausgangspunkt und Grundlage der anschließenden Überlegun-

SCH bıldet die Feststellung, 1mM Gefolge der kulturellen, wirtschaftlichen
un: gesellschaftlichen Entwicklung habe auch dıe Struktur des Staates
sıch gewandelt mit weitgehenden Auswirkungen autf das staatsbürger-
liche Leben Heute genießen alle Staatsbürger die staatsbürgerlichen
Freiheiten ın Ausübung der damıt verbundenen Rechte un Pflichten
un: haben alle Anteıl dem, W 4S WI1r das „Gemeinwohl“ NCNNCN,
auch die rechtlichen Beziehungen der Staatsbürger untereinander und
ZUrrF staatlıchen Obrigkeıt sınd andere geworden. Offtenbar wırd das
alles miıt Befriedigung ZUrFr Kenntn1s g  INCN.

(2) Das verstärkte Bewußtsein der Menschenwürde ein für das
Konzıl überaus bedeutungsvoll gewordener Begriff! drängt dahın,
verfassungsrechtliche Zustände schaffen, die den persönlichen rel-
heitsrechten beispielhaft geNANNT werden Versammlungs- und Ver-
einigungsfreiheıt, echt der freıen Meinungsäußerung und des freıen
Religionsbekenntnisses besseren Schutz bieten; NUr Wenn dıe Rechte
der Person hinreichend gesichert sind, können dıe Staatsbürger als
einzelne oder als Gruppen (gedacht 1St ohl Gruppenbildungen
VO politischen Debattierklub bis ZUr politischen Partelı, doch können
ohl auch Interessentenorganısationen ıcht ausgeschlossen werden)

staatlichen Leben un der Leitung des Staates tätıgen Anteil
nehmen. (Dieses ‚ACLUOSE partıcıpare ın rel publicae moderamıne“ wırd
offenbar VO Konzıil als ebenso erwünscht un förderungswürdi1g Al

gesehen w 1e die ‚omnıum ACLIUOSA particıpatıo in inceptorum C

tıone‘, die „Miıtbestimmung aller“ be1 den unternehmerischen Entschei-
dungen [ I'z 68, a ] 11)

(3 Der bereıts in Absatz erwähnte kulturelle, wirtschaftliche und
gesellschaftliche Fortschritt weckt aber auch unmittelbar iın breiten
reıisen das Verlangen nach mehr Einflufß 1M politischen Leben ften-
bar als besonders erfreulich un: lobenswert werden hervorgehoben:

Bestrebungen ZzZum Schutz nationaler Minderheıten, ohne daß des-
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deren Verpflichtungen gegenüber dem Ganzen vernachlässıgt
werden dürften, wachsende Duldsamkeit gegenüber Andersdenken-
den un: Andersgläubigen, immer weıterer Ausbau der Zusammen-
arbeit MILt dem Erfolg, da{fß ıcht mehr LUr (wıe ehedem) eine Mınder-
eıt von „Honoratioren“, sondern alle 1m Staat ın den tatsächlichen
Genuß ıhrer Personrechte gelangen.

(4) Sosehr das Konzıil Verdammungsurteile vermeıden sucht,
1er ann CS ıcht umhın, ausdrücklich solche politische Systeme
ohne Namensnennung verurteılen, dıe sıch den bürgerlichen
und relıg1ösen Freiheiten vergreifen, die Justiz als politisches Macht-
instrument mıßbrauchen und, dem Gemeinwohl, dem Eıgen-
Uuftfz der Machthaber dienen.

(5) Als das beste Miıttel, das politische Leben humanisieren,
empfiehlt das Konzıil, dıe innere Gesinnung der Gerechtigkeit, des
Wohlwollens un der Hingabe das Gemeinwohl pflegen und die
rechte Auffassung ber VWesen un Aufgabe des politischen (Gemeıin-
ecsSCcNHN5 festigen. Dıieser Auifgabe wendet das Konzıil sıch zleich
schließend

I1
VW esen Uun!: Aufgabe des Staates GT’Z 74)

(1) Ireftend bemerkt der (französische) Kommentar der Actıon
Populaire, das Konzıl oreıife 1er auf die Begriffsbestimmung des
Staates zurück, die Arıstoteles gegeben hat die Unzulänglichkeit der
kleineren gesellschaftlichen Gebilde (unter denen Arıstoteles die Nach-
barschaft oder Dorfgemeinde aufzählt) veranlaßt die Menschen, sıch

einem umtassenderen Gebilde, der ‚communıtas polıtica‘ IM-
menzuschließen. Dıieses öffentliche Geme1iLnwesen besteht des (5e-
meinwohls wiıllen, 1n dem CS seiıne Sinnerfüllung findet un: VO  a} dem
CS seline Daseinsberechtigung herleitet. Was 1St dieses „Gemeinwohl“?
Wır sprechen 1n zweıtachem ınn von Gemeinwohl: das eine Mal 1St
CS eın Selbstwert, das andere Mal eın Dienstwert. Als Selbstwert (so
offenbar ın 17 63, al 1St CS der Inbegriff aller VWerte, die ZU voll
ausgereıiften Menschtum gyehören, die Entfaltung und Verwirklichung
aller 1im Menschen angelegten Möglıchkeiten un Fähigkeiten 1ın der
Gemeıinschaft; als Diıenstwert 1STt CS der Inbegriff derjenıgen Voraus-
SCETzZUNgeN der Vorbedingungen allgemeıner ÄArt! die der einzelne auf
sıch allein gestellt ıcht schaften kann, die vielmehr vorhinden muß,

überhaupt un erst recht mi1t verhältnismäfßig eichter Mühe
sıch vollmenschlich entfalten. Wenn kırchliche Dokumente eine
Begriffsbestimmung des Gemeinwohls gyeben, 1St CS regelmäfßig dieser
Dienstwert, den s1e mıiıt Worten umschreiben; auch 1er
Bezugnahme auf Johannes (Mater et Magıstra, n. 65);

235/



Oswald von Nell-Breuning,

dagegen schlıcht VO Gemeinwohl dıe ede 1St, pflegt das Gemeıln-
ohl als Selbstwert entweder erster Stelle gemeıint oder doch m1t-
verstanden se1in; Gemeinwohl als Dienstwert interessiert Ja 1Ur

des Gemeinwohls als Selbstwertes willen. Im Sprachgebrauch
ıcht NUr der kırchenamtlichen Dokumente IS MIt Gemeinwohl me1lst
ausschliefßlich oder doch vorzugsweılse das Gemeinwohl des staatlıchen
Gemelnwesens verstanden: tatsächlich aber hat jedes Sozialgebilde
seın Gemeinwohl. Es Wr das zroße Verdienst Johannes’
bereıts ın Mater et Magıstra un nochmals 1n Pacem in Terris, u11l

ber das, W Aristoteles 1im Blickfeld haben konnte, hinausgeführt
un mMIt Nachdruck das gesamtmenschheitliche GemeLhnmwohl heraus-
gestellt un damıt das staatlıche Gemeinwohl seiner Stellung als Ab-
schlufß un Vollendung menschlıcher Vollkommenheıt SC  '9 ZUF

bloßen Stutfe einer vielstufigen Leıiter abgewertet haben Dıe prak-
tische Politik orlentliert sıch 1aber immer och dem wahren der
vermeıntlichen einzelstaatlıchen Gemeıinwohl, un spricht auch
das Konzıl VO einzelstaatlichen Gemeinwohl: dıe communıtas inter-
natıionalıs sieht CS als ein erst noch errichtendes Bauwerk (‚aedifı-
canda‘) und folgerecht ıhr Gemeimwoh! als eıne VOoOrerst 1Ur iıdeale,
noch nıcht reale Größe an; sehe iıch recht, beruft siıch der
Abschnıitt ‚De communıtate iınternatıionalı aediıficanda‘ (Caput vA
sect10 1 1) keiner einzigen Stelle auf deren Gemeinwohl

(2) Weıl die Menschen verschiedener Meınung se1ın können und
dürfen, bedarf CS 1m öftentlichen Gemelunwesen einer obrigkeitlichen
Gewalt, die für einheitliches Zusammenwirken aut das Ziel des (5e:
meiınwohls hın 9 s1e soll CS nıcht gewaltsam un herrisch CunNn,
sondern als moralische Autorität, die sıch den freıen, aber pflicht-
bewuften Wıiıllen wendet.

(3) (Ganz der traditionellen Linıe tolgend und S1' auf Rom I5
j berufend, bezeichnet das Konzıl dıe communıtas politica als 1ın
der menschlichen Natur begründet un damıt als Z yöttlichen Welt-
ordnung gehörend: der Staat 1St 1nsoweıt der Famıulıie vergleich-
bar ‚SOC1etaSs naturalıs“‘. Gerade 1er wırd CS darauf ankommen, dıe
Aussage iıcht auf dıe einNe Ebene der „Staaten“ beschränken, SOI1-

ern s$1e für die Gesamtheıt al der soz1alen Gebilde offenzuhalten, dıe
sıch 1m Laufe der Menschheıitsgeschichte ber dıe Famılie hınaus als
für dıe volle Enttfaltung der menschlichen Wesensanlagen unentbehr-
lıch erwıesen haben Folgerecht 1St nıcht 1Ur dıe Regierungsiorm des
Staates un dıe Auswahl der den Staat regierenden Personen, sondern
auch der Aufbau des gesamtmenschheıtlichen GemeıLlunwesens iın all

pA An früherer telle, Pars L, Caput Il ‚De homiınum communıtate‘ (Tz 26);
hatte die Constituti10 auf das ‚bonum totlus famılıae humanae‘ Bezugnahme
auf die beiden Enzykliıken Johannes zurückgegriffen.
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seiınen Stuten und Gliederungen ZWar eiıne VO Schöpfer em
Menschen verpflichtend gestellte Aufgabe, diıe Art jedoch, w1e WIr
Menschen diese Aufgabe lösen, UMNSCHIET freıen Erfindungs- un: (FE
staltungsgabe überlassen.

(4) Als weıtere Folgerung führt das Konzıil A dıe öffentliche Ge:
walt immer 1n den Grenzen der sıttlıchen Ordnung verbleibend,
aber auch die bestehende oder schaffende rechtliche Ordnung
wahrend habe der Verwirklichung des Gemeinwohls dienen; in
einem 7zwıschen Gedankenstriche gesetzten Zusatz wırd dıeses hne
nihere Erläuterung als „dynamıiısch verstanden“ bezeichnet. Vielleicht
darf INa  5 darın eıne Anspielung auf die ın Kap 111 hoch -
priıesene Dynamık der heutigen Wirtschaft erblicken, dıe steigen-
dem Wohlstand tührt un reiche Entfaltung des kulturellen Lebens
ermöglıicht. Auf jeden Fall finden reaktionäre un restauratıve 'Ten-
denzen 1in den Augen des Konzıls keine Gnade In den angegebenen
Grenzen schulden die Staatsbürger Gehorsam; zugleich werden 1er
Verantwortung, VWert und Würde der Machthaber iıchtbar

©) Was 1ber oilt, WENN dıe obrigkeıitlıche Gewalt dıe Grenzen iıhrer
Zuständigkeıit überschreıtet un: die Untertanen unbillig belastet?
Auch annn bleibt die Verpflichtung bestehen, alles das leisten, W Ads

des Gemeinwohls wiıllen erforderlich Ist; dagegen haben dıe Staats-
bürger das Recht, ıhre eigenen Rechte un dıejen1ıgen ıhrer Mitbürger

verteidigen. Also ein Widerstandsrecht;: ob 6S auch eıne Widerstands-
pflicht 1Dt, darüber spricht das Konzıil sıch ıcht AUS, ber auch auf
die rage, welchen Ma{ißnahmen das Widerstandsrecht berechtigt,
ob 1Ur passıver oder auch aktıver Wıiıderstand geleistet werden dürte
Ü 111., erhalten WIr 1L1LUL die sehr allgemeine Auskunft: „Uunter Wah-
LUNG der Grenzen, dıe das natürliche Sıttengesetz un das (Gesetz des
Evangelıums vorzeichnet“. Der VO Konzıl gebrauchte Ausdruck
‚delineat‘ 1St Aazu angetan, die Vorstellung VO  — vorgezeichneten
Grenzen erwecken, SOZUSASCH VO  > einer Blaupause, in der diese
Grenzen miıt schartfen Linıen maßstabsgetreu eingezeıichnet sınd und
die WIr 1Ur abzulesen brauchten. ber eıne solche Blaupause wırd
uns nıcht ausgehändigt, un! sehen WIr uns zurückgeworfen auf das,
W Ads ‚probati auctores‘ darüber wıssen, 1ber me1lst vorsichts-
halber Lieber für sıch behalten. Auch das Konzıil hat dıeses ‚heiße
Eisen“ NUr miıt größter Zurückhaltung angefaßt.

(6 Eın etzter Absatz dieser Teıilzıfter erinnert och einmal daran,
daß vielerlei Gestaltungen ZUF Wahl stehen; aber 1U solche haben
Daseinsberechtigung, die Aazu angetan sınd, echte Biıldung un Ge-
sıttung, Friedensliebe un allseitiges Wohlwollen Öördern „ ZUm
Wohle der ganzen Menschheit“
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Beteiligung er Ööffentlichen Leben D 79))
(1) Als 1US LT 1n seiner Weıiıhnachtsansprache die Vor-

zuge der Demokratie pries, wollte INa  w} darın eine Anpassung die
durch den unmıttelbar bevorstehenden S1eg der demokrtatischen
Mächte geschaffene Weltlage erkennen. In der Tat hatte dıe amtlıiche
Kirche der Demokratie gygegenüber lange Zeıt ogroße Zurückhaltung
gyeübt: INan braucht 1Ur dıe Staatsenzyklıken ecOSsS XI lesen,
sıch überzeugen, daß N ıcht die Staatsvölker sınd, die der Papst
anspricht (es sel denn, S1e ZU Gehorsam ermahnen), sondern
die Fürsten, mIit denen Leo I1l iın gew1issem Sınne WwW1e€e MI1t se1nes-
yleichen verkehrt. Dagegen haben katholische Theologen, namentlıch
die yroßen spanıschen Scholastiker (Viıtorı1a, SuArez U, A m.) schon se1It
dem 16 Jahrhundert das Prinzıp der recht verstandenen Volkssouve-
ränıtät vertreten, WeEeNn auch gemäfß den Verhältnissen ıhrer Zeıt, die
noch keine allgemeine Schulbildung un keine Massenkommunikations-
mıttel kannte und in der die Gesamtbevölkerung noch nıcht 1ın der
Lage WAar, diıese Souveränıtät selbst auszuüben, sondern sıch damıt
begnügen mußste, durch die gesellschaftliche Oberschicht die „Honora-
tıoren“) repräsentiert werden. Dıiese altehrwürdige Lehre von der
Volkssouveränıität, dıe zeitweılıg als MmMIt der Staatslehre eOSs 111
unvereinbar verdächtigt worden WAal, 1St auch Von 1US X11 in seiner
berühmten Ansprache dıe Rota Romana VO Oktober 1945 in
der sıch ıhr schr wohlgeneigt erweıst, ıcht ZUr kırchenamtliıchen
Staatslehre erhoben worden. Immerhin Wr damıt eın großer Schritt
geschehen. Bıs dahın hatte die Neigung bestanden, dıe Struktur der
weltlichen (staatlıchen) Autorität möglıchst ahe die kraft gOtt-
lıchen Rechts hierarchische Struktur der Kirche heranzurücken,
Staat und Kırche selbst als ıhrer soz1alen Struktur nach CNS mıit-
einander verwandt und einander zugeordnet erscheinen lassen. Im
Gegensatz Z bezeichnet 1US S @N in der SCNANNTIEN Ansprache 65
als einen besonderen Vorzug der Lehre vVvon der Volkssouveränıität,
da{flß sie dıe grundverschiedene Autoritätsstruktur VO  5 Staat und
Kırche besonders deutlich herausstellt. Die Autorität 1m Staat nımmt
ıhren Weg SOZUSASCNHN von nach oben; VO Staatsvolk aus-

gehend, fließt sS1e der Regierung als oberstem Staatsorgan Z ın der
Kırche nımmt s1e den Weg VO  an] oben nach unten, steıgt von Jesus
Christus herab seinem sichtbaren Stellvertreter, dem apst, der
sSe1n Amt un dessen Gewalt ıcht VO Kirchenvolk, sondern einz1g
und allein VO  w dem empfängt, dessen Stellvertreter auf Erden er

ISt. Diese gyegensätzlıche Autoritätsstruktur macht die wesentliche
Utz-Groner 23467

w Utz-Groner 2702 ff., insbes. 2715
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Verschiedenheit von Kırche und Staat besonders anschaulich. Auch
dıe vorliegende Konzilskonstitution geht ıcht weıt, dıe Lehre von
der Volkssouveränıität oder, anders ausgedrückt, von der prinzipiell
demokratischen Struktur des Staates sıch ormell eıgen machen;
stillschweigend 1aber geht s1e VOoO  $ iıhr als schlechthin selbstverständlicher
Voraussetzung Au  ®n Es heißt 1Ur der Menschennatur gerecht werden,
WEeNN IMa  a} jurıdisch-politische Strukturen ausfindig macht, die allen
Staatsbürgern 1ın immer vollkommenerer Weıse hne jede Dıiıskrımi1-
natıon die praktısche Möglıchkeit eröfinen, ungehindert un LAat-

kräftig mıitzuwırken Grundlegung un! Ausbau der Verfassung,
den Regierungsgeschäften, 1n den verschiedenen Einrichtungen der

Leistungsverwaltung US W -.) nıcht Zzuletzt der Wahl der Amts-
trager. Kurz vorher (Iz /4, al hatte das Konzıl testgestellt, der
Staat und se1ne Autorıität sel'en in der Menschennatur begründet; dar-
Au$S ermıißt sıch das Gewicht, das dıeser Aussage zukommt, die
der demokratischen Staatstorm nachrühmt, s1ie entspreche Sahnz und
Sar der Menschennatur (‚plene congruit‘). Zweıtellos 1St das Konzıl
sıch darüber 1m klaren, dafß die Verwirklichung der Demokratie
(ähnlıch W1€e dıiejen1ge der Mitbestimmung |Iz 68 |) Voraussetzungen
erfordert, die ıcht überall gegeben sınd und sıch auch ıcht VO  }
heute aut MOTrSCH schaftfen lassen. Dıiıe 1m einleitenden atz dieses
Kapıtels (CEz L3 a gerühmten Wandlungen und Fortschritte sınd
längst noch ıcht überall weIlt gediehen. So lıegt 6S dem Konzıl
gewıß tern, Z ungestumem Eıter „Juridıisch-politische Strukturen“
Völkern aufnötigen wollen, be denen dıe Voraussetzungen für
deren Funktionieren erst noch geschaften werden mussen. Ebenso
gew1ß aber liegt CS 1m Sınne des Konzıils, da{ß INan mMIiIt aller raft
und mIiIt allem Ernst sıch bemühe, diese Voraussetzungen schaf-
ten Eın kurzes Sätzchen ruft in Erinnerung, daß staatsbürgerliche
Rechte zugleıch auch staatsbürgerliıche Pflichten bedeuten, un: da{fß
die Ausübung des freien Stimmrechts Dienst Gemeinwohl se1ın
hat In einem noch kürzeren Sitzchen spricht das Konzıl den (Be-
ruts-)Politikern, 1 denen, dıe S1' Von Berufs 1n den Dıenst

Gemeimwohl estellen und damıt eıne manchmal Sar ıcht leichte
Bürde autf sıch nehmen, se1ıne Anerkennung AauUs; da{ß Politik den Cha-
rakter verderben MUSSE, 1St offenbar ıcht die Meınung des Konzıls.

@ 1ın demokratisches Gemelnwesen benötigt eine Reihe von In-
stıtutionen, erster Stelle eine klare rechtliche Ordnung. Staats-
bürgerliche Pflıcht 1St CS, alle des Gemeimwohls willen ertorder-
lıchen persönliıchen un: sachliıchen Leistungen erbringen. Auf e1N-
zelne Beispiele WI1e Wehrpflicht, Arbeitsdienstpflicht, Steuerpflicht
wırd iıcht eingegangen; ein Buch würde ıcht ausreichen, alle 1er
anstehenden Fragen beantworten. Der staatlıchen Obrigkeit
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wırd 4nNs Herz gelegt, nıcht alles Lun wollen, sondern der freien
Inıtıatıve Raum lassen; dıe Staatsbürger nıcht 1Ur die einzelnen,
sondern eigens auch ıhre Verbände! werden ermahnt, nıcht alle
Lasten dem Staat zuzuschieben un alle Leıistungen VO Staat
artell; sondern sıch ach Kräften selbst helten.

(3) Der nächste Absatz beschäftigt S1' mi1t der schon von

1US C (Quadragesimo AaNNO, Bn /9) festgestellten Tatsache, da{ß
den heutigen Verhältnissen staatliıche Interventionen in immer

größerem Umfang notwendig werden. Hınzu kommt das,
Mater et Magıstra dem be1 den Franzosen sehr beliebten, uns

Deutschen wenıger geläufigen Stichwort ‚soc1alısatıon“ (nn 9—6
ausführlich handelt. Eın Konzilsvater hätte diıesen Ausdruck
vermieden gesehen, weıl meınte, W 4A4S dıe Franzosen alles iın dıeses
Wort hineingeheimnıssen, vermoge NUur ein Franzose nachzuvollziehen.
Daran 1St gewifß Rıchtiges, aber das Konzıl hat den Franzosen
den Gefallen getan, ıhr Lieblingswort verwenden. Im soz1010-
gischen Wortsinn (ın der Psychologie hat das Wort eıne andere Be-
deutung) bezeichnet ‚soclalısatıon“ 1mM wesentlichen das, W as WIr als
das Netzwerk der soz1alen Beziehungen un: dessen ständıg
nehmende Verdichtung bezeichnen pflegen. In verschiedenen Teıilen
derWelt 1sSt dıese ‚socialisation‘ verschieden weıt fortgeschritten, allent-
halben 1ber 1St Ss1e unvermeidlich. Sıe hat ıhre Vorzuge, aber auch ıhre
Gefahren:;: eım Abwägen kommt Mater et Magıstra eiınem Dposıtıven
Ergebnis; das Konzıl, das 1n I7 75 diese Wertung übernommen hat,
richtet dieser Stelle se1n Augenmerk 1LUL auf möglıche Gefahren.
Mufß eine Notstandsgesetzgebung dıe staatsbürgerlichen Freiheiten
außergewöhnlıch beschränken, haben diese Beschränkungen, sobald
s1ıe entbehrt werden können, wieder enttallen. Entartung der
Staatsgewalt totalıtiären un: anderen, den Rechten der Burger
oder se1ner Vereinigungen nahetretenden Formen, denen dıe
Staatsgewalt ntartet, siınd unmenschlich und stehen damıt 1m Aaus$s-

gesprochenen Gegensatz der 1m Schlußabsatz VOon 1I7z gestellten
Aufgabe, das öffentliche Leben wahrhaft menschlich gestalten. Zu-
gleich wiırd damıt verdeutlicht, welchen Staatsformen die früherer
Stelle (Tz T a ] ohne Namensnennung ausgesprochene Ablehnung
gilt.

(4) Den Staatsbürgern insgesamt WIr dıe ‚plıetas Crga patrıam'
befohlen, 1. jene Tugend, die WIr Gott, den Eltern un: dem ‚ NVater:
land“ schulden 1n Liebe, Ehrfurcht und Gehorsam; dıese ‚piıetas erga
patrıam‘ soll eın engstirnıger Patrıotismus se1n, vielmehr großherz1g
sıch zugleich auch auf das Wohl der ganzen Menschheitsfamılie hın-
wenden.

(5) Als besondere Aufgabe der Christen un Z W ar aller! 1m
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öffentlichen Leben hebt das Konzıl hervor, durch ıhre Gewissenhaftig-
eıt un ıhre Hingabe das Gemeinwohl als Vorbild wiırken.
An ıhrem Beispiel soll sıch zeıgen, WwW1e Autorität un Freiheıt, Inıtiıa-
t1ve un 1eSs scheint eine ylückliche Wendung der französıischen
Übersetzung se1n, die WIr 1er übernehmen — Solıdarıtät, Jeistungs-
steigernde Einheıit (Einigkeıit) un fruchtbar siıch entfaltende Mannıg-
faltıgkeıt einander sinnvoll erganzen. Hınsıchtlich der Gestal-
Lung der iırdischen Angelegenheıten, a\ 1m Gesamtbereich prak-
tischer Politık, können verschiedene un: cselbst gegensätzliche Meı-
NUNsSCIL Recht bestehen, beispielsweise als Programme verschiedener
politischer Parteıen; diesen Meınungen und ıhren Trägern soll Ma  3

achtungsvoll begegnen. Der lateinische Text ASt grammatikalısch
keinen Z weıtel Z da{ß das Konzıl auch diıese Mahnung ungeachtet
ıhrer Allgemeingültigkeit spezıell die Christen richtet. Der Kom-
entar der (französischen) Actıon Populaire weıi(ß einen ZWar nıcht
rühmlıchen, 1aber überzeugenden Grund dafür anzugeben: gerade
Katholiken hätten oft durch politische Intoleranz vefehlt und mi1t aller
Gewalt „monolıthische“ Einmütigkeıt durchsetzen wollen, eiıne Be-
merkung, dıe 7zweiıtellos für Frankreıich, 1aber nıcht NUuUNYT für Frankreıich
zutr1ift. Den polıtischen Parteji:en schärft das Konzıil dıe Verpflich-
Lung ein, sıch ımmer für das einzusetzen, W AasS s1e ach ıhrer ehrlichen
Überzeugung als Erfordernis des Gemeinwohls ansehen: autf keinen
Fall dürten sS1e oder dart INn  =) Sonderinteressen dem Gemeinwohl VOI-

gehen lassen.
(6) Der letzte Absatz ordert die für alle, namentlich 1aber tür den

jugendlichen Nachwuchs dringend notwendiıge Erziehung ZUr polıi-
tischen Wirksamkeit. Mehr noch dıejenıgen, die Aas Zeug AzZUu haben

dıe entsprechende Eıgnung entweder schon besitzen oder doch sıch
erwerben können werden eingeladen, sıch für die Politik als Beruf,
der miıt Worten 1US X als schwieriger und zugleich edler (vor-
nehmer, hochstehender) Beruf bezeichnet wiırd, vorzubereiten un: sich
angelegen se1ın lassen, ıh uneigennütz1g un!: unbestechlich AaUS-

zuüben: klingt das bereits 1n Abs den Politikern gespendete Lob
Jj1er Ende nochmals Desgleichen kommt die Konstitution 1er
auf den Kampf tyrannısche Unterdrückung zurück, yJeichviel
ob diese Von einem einzelnen Iyrannen oder VO  5 einer politıschen
Partei ausgeübt wırd. Der Polıitiker soll iıhr durch Rechtschaftenheıit
und Klugheit entgegenwirken. Hıer könnte Nan allenfalls eiıne
Wiıderstandspflicht (vgl '1I7z 74, al angedeutet finden, jedoch auch
hıer finden WIr keine näiheren Ausführungen, wıeweılt der „recht-
chaffene“ Staatsmann oder Staatsbürger ın seinem Wiıderstand gehen
ann. Der atz wendet sıch vielmehr sogleich dem Posıtiven und
ordert den aufrichtigen un AuSSCWOSCHNCH Eıinsatz für das Wohl
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aller, einen Eınsatz, der seın soll VO  5 zweı Tugenden, dıie
dem Konzıil als für das politische Leben bedeutsam erscheinen: carıtas
er fortitudo polıtica. Fortitudo politica: daß gerade dıe Politik
Mut un „Stehvermögen“ erfordert, dafß CS seinen ınn hat,
VO  $ eiıner eigenen „politischen Tapferkeıit“ sprechen, leuchtet ohne
weıteres ein. ber ‚Carıtas polıtica”? Es 1St unlls sehr geläufig, Von

„sozıaler Gerechtigkeit“ („ustitıa socialıs‘) sprechen, aber schon
„soz1ale Liebe“ (‚carıtas soclalıs‘) 1St u1ls ungewohnt; außerhalb
kirchenlehramtlicher Dokumente WwW1e€e Quadragesimo anNnnO, die ıhr
ohl erstmals Ausführungen wıdmet (nn 88 126 1376 und Mater
er Magıstra (n 39) begegnen WIr iıhr aum. Und doch mufß der gesell-
schaftliche KRaum, der Raum des menschlichen Zusammen- und (j@-
meinschaftslebens VO  z der Liebe durchwaltet und wen1gstens auch
VOoNn ıhr mitgestaltet se1in. ber der politische Raum? Verstehen WIr
ıh: 1m Sınne von arl Schmuitt als den Raum des Freund-Feind-Ver-
hältnisses, annn hat ın ıhm dıie echte, selbstlose Liebe keıinen Platz,
sondern NUur der Selbstbehauptungswille un der Vernichtungswille

den Feind. Das Konzıl hat eiıne andere Vorstellung VO  > der
Politik un VO Politiker (von der Idealgestalt des Politikers): der
Politiker waltet als Wohltäter nıcht einzelnen, iıcht einer ıhm
besonders nahestehenden und ıhm interessenmäfßıg verbundenen
Gruppe;, sondern als Wohltäter Ganzen, gewiß den Ge-
danken on Abs wıeder aufzugreifen zunächst (CGGanzen
seiner communıtas polıtica, seiınes Volkes un Landes, aber schon mıi1t
dem Ausblick autf die Gesamtheıt der Menschheitsfamıilie: VEr

standen iSt seın Wırken Ausflu{fß eines spezifischen Wohlmeıinens und
Wohlwollens, der CALIGAS polıtica“.

Staat un: Kirche (Pz 76)

(1) Uns 1St die Wortfolge Kırche un Staat geläufig, aber 1er muß
CS „ StAat un Kıiırche“ heißen, weıl das Kapıtel VO Staat
handelt un! 1er auf seın Verhältnis Z Kirche eingegangen wird.
Wenn Leo 111 VO Verhältnis der beiden handelt, unterstellt e den
christlichen Staat, SCHAUCI gesprochen den katholischen Glaubens-
staat; welche Abwandlungen sıch ergeben, WEILLHN der Staat dieser Vor-
stellung nıcht entspricht, mu INan sıch autf eigene Verantwortung
ausdenken: auf diesen nicht-sein-sollenden Zustand un die AUS ıhm

z1iıehenden Folgerungen 71Ng Leo 11L ıcht e1n. Auch seine Nach-
tolger blieben 1m wesentlichen dieser Linıe ir och 1US XII in
seiner Lehre Von der Toleranz: un: tfür siıch und von Rechts
bekennt der Staat sıch ZU katholischen Glauben Als Staatsreligion
und ördert daher die katholische Kirche un:! verteidigt s1e das
Eindringen anderer relıg1öser Bekenntnisse, erst recht arelig1öser
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Weltanschauungen; diese Voraussetzung bedauerlicherweise nıcht
zutrıfit, annn CS des Gemeinwohls wıllen geboten se1N, da{ßß der
Staat auch nıcht-katholische Religionsgesellschaften un: arelıg1öse
Weltanschauungsgemeinschaften autf seiınem Boden zuläßt un: ıhnen
Schutz angedeıihen äßt Von einer grundlegend anderen Voraussetzung
geht das Konzıl AUS, Es akzeptiert die weltanschaulich pluralistische
Gesellschaft ZWar nıcht als Idealtall, ohl aber den heutigen
Umständen als den Normalfall. So z1elt yleich die Aussage, die
CS ber das Verhältnis VO  3 Staat un: Kıiırche macht, ZWAar nıcht alleın,
aber doch vorzugsweıise aut die pluralistische Gesellschaft; gerade für
sıe erscheint CS dem Konzıl wichtig, daß das Verhältnis VO  5 Staat
und Kırche vielleicht würde INa noch besser VO Verhältnis des
Staates ZUur Kırche sprechen yichtig gesehen, un: daß blar er-
schieden wırd 7zwıschen dem, W AaS die Glieder der Kırche, sel CS als ein-
zelne, se1l CS organısıert, Aaus cQAristlichem Gewissensentscheid heraus Lun
oder lassen, un: dem, W as sS1e in Gemeıinschaft miıt ıhren kırchlichen
Hırten Namens der Kırche unternehmen. Man könnte 1er einen An-
klang dıe bekannte, allerdings keineswegs allgemeın anerkannte Un-
terscheidung VO  e actio catholicorum und Actıo Catholica heraushören
wollen; das dürfte aber unberechtigt se1N; ZU mındesten wıird mMan
nıcht können, das Konzıil habe diese umstrittene Unterscheidung
sanktıionıert, och wenıger, CS bediene sıch ıhrer hıer. Im Gegenteıl, die
Trennscheide scheint icht Sanz der yleichen Stelle lıegen.
Worum CS 1er geht, 1St vielmehr, dem weltanschaulich pluralistischen
Staat erkennbar machen, wotfür die Kırche als solche Verantwor-
tung tragt un: daher dıie Kirche als verantwortlich behaften
ann un wotfür iıcht Für den katholischen Glaubensstaat, der die
Kırche anerkennt als das, W AS S$1e 1St un als Was S$1e sıch selbst VeOeI -

steht, 1St c5 leicht, sowohl das, WAS seine der katholischen Glaubens-
und Sıttenlehre sıch orıentierenden Staatsbürger als solche tun, als
auch die der Kırche als solcher zuzurechnenden Handlungen un Ma{ß$-
nahmen richtig einzuordnen un: werten. Der weltanschaulich plura-
listische Staat dagegen, der das Selbstverständnıis der Kırche iıcht
nachzuvollziehen VvVEeErma$S, £ut sıch da schwer; ıhm Mißgrifte
9 soll INa  } ıhm deutlich erkennen geben, Cr CS mMIt der
Kırche als solcher und CS MIt eigenverantwortlichem Handeln
seiner katholischen Staatsbürger Liun hat. Selbstverständlich lassen
die Verantwortungsbereiche sıch iıcht iın vollkommener Schärte ab-
grenzen; mındestens mittelbar fällt dıe Verantwortung auch für das,
WAas Katholiken ‚christiana conscıent1ia duct:ı  < LunN, auf die Kırche
zurück, die dieses Gewi1ssen gebildet, ıhm dıe Ma(ßstäbe für die
treftenden Entscheidungen die Hand gegeben oder auch CS ausSs-
reichender und zeiıtgemäßer Schulung der Gewıissen hat tehlen lassen.
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Das Vatikanische Konzıl selbst 1St Ja Zeuge dafür, w1e zyroße ück-
stände gerade iın Fragen der politischen Ethık aufzuholen

Um klare Unterscheidung nıcht 1LUT 7zwıschen Kırche un: Staat selbst,
sondern auch deren VWesensart, Aufgaben und Miıttel geht 6S auch
1n den folgenden Absätzen. Eınıge Wendungen 1n Mater et Magıstra,
namentliıch in deren Eıngang (nn 1—4) Aazu angetan, den
iırreführenden Eindruck erwecken, als wolle diese Enzyklıka die
überkommene klare Unterscheidung zwıschen Kırche und Staat
7zwıschen dem übernatürlichen Ziel der Kirche, die es MIt dem ewıgen
Heıl des Menschen tun hat, un der Aufgabe des Staates, dem die
Sorge tür das ırdische Wohlergehen obliegt, autheben der doch
verwiıschen un auch die Sorge für das iırdısche Wohl der Menschen
als Aufgabe der Kirche hinstellen ®. Soweıt die sprachlich mangelhafte
Fassung Von Mater et Magıstra un der übergroße Eıter, MI1t dem
Johannes AaUusSs der Gute se1ines erzens seine lieben Bauern,
w1e eın schweizerischer Autor (J Ble{ß) CS schön ausdrückt, yleıch
mıiıt einem Sanzch Blumenstraufß agrartechnıscher un: agrarpolitischer
Ratschläge beschenkt hat, 1er eine ZEW1SSE Verwirrung herbeigefrührt
haben sollten, stellt dıe Konzilskonstitution dıe volle Klarheıt wıeder
her

@) Aufgabe un Zuständigkeıit der Kırche sınd VO  e denen des
Staates grundverschieden (‚nullo modo confunditur“). Dıiıe Kirche 1St
1aber auch keinem politischen System wahlverwandt (dafßs s1e bestimmte
politische S5Systeme ıhrer Unmenschlichkeıit ablehnen mudßß, 1St
trüherer Stelle | I'z /4, al un: 17 (D al bereıts gesagt). Schwer
1st deuten, W gemeıint 1St, wenn CS heıißt, dıe Kırche sel un MG

stehe sich als Zeichen un Garantın der Transzendenz der mensch-
lıchen Person. Da CS 1er das Verhältnis VO  a} Kırche und Staat
geht, mu{fß die Aussage dahın verstanden werden, dıe Kirche mache CS

für den Staat sinnfäallig (augenscheinlich, handgreıflich), da{ß der
Mensch ZWAar (als ganzer), aber ıcht totalıter (gänzlıch un: in
jeder Hinsıcht) dem Staat angehört; zugleıch biete s1e dem Staats-
bürger die Gewähr oder eiıne Bürgschaft dafür, daß jedenfalls s1e als

Irreführend WAar nıcht allein, ber VOLI allem die Wendung ‚ante omnı1a‘ (ital
‚abbia innanzıtutto il COmPpIto’; Mater Magıstra, 1l. 3), womıiıt der Kirche SpPIach-
lich eindeutig ıne Hauptaufgabe zugeschrieben wird, W as logisch implızıert, daß
s1e auch noch eine Nebenautgabe hat. Über diese Logik sich der ext ber
eintach hinweg. Neben das, W as nach dem authentischen lat. ext „ANTEC omnı1a‘
Aufgabe der Kırche zıst (‚Ecclesiae est‘) bzw. nach dem italienischen Wortlaut dıie
Kırche ZUr. Hauptaufgabe hat,; stellt der ext das, s1e sich nichtsdesto-

‚C555a tuttavıa sollecita‘) Daß Materwenıger z (lat ‚sollicita est‘; ital.
ware jedochMagıstra solcher Weıse VO:  5 der Tradition hätte abweichen wollen,

befremdend, insbesondere nachdem
Le1

Leo XII seine Enzyklika Immortale Del mi1t
der Aussage eingeleitet hatte, di istungen der Kirche für das rdische Wohl der
Menschen sejen Sr da s1e SAai nıcht größer seın könnten, Wenn ie Kır ©

dafür gestiftet WAre, und Pıus A ın adragesımo NnNnO (nn 41 ff.) die Zustan-
igkeıt der Kirche ZENAUECSTENS umschrı hatte.
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außer- und überstaatliche Institution diese seine Transzendenz, se1n
Hınausragen ıcht alleın ber den Einzelstaat, dessen Bürger 1Sst,
sondern ber dıe Staatenwelt schlechthın, ber die iırdische Gemeıin-
schaft überhaupt, ıcht 1Ur nımmt und anerkennt, sondern 1m
Rahmen ıhrer Möglıchkeiten auch schützt.

(3) LeoO XILL, hatte formulıiert, Kırche und Staat selen jede
in ıhrem Bereich souveran (‚utraque in SUO SCHCIC maxıma“ | „1Im-
mortale el Zwar versuchen die Einzelstaaten noch, ıhrer Sou-
veränıtät festzuhalten, und 1n der heutigen internationalen Politik
gebärden s1e sıch noch als souveran und werden als souveran behan-
delt, aber diese Souveränıtät 1St mehr und mehr durchlöchert; Ss1e 1St
fragwürdıg geworden. Dıe Formel eOS I1L1 wiederholen ware —
zumal ach Pacem ın terrı1ıs eın Anachronısmus. SO formuliert das
Konzıl enn vorsichtiger und Sagt NUur noch, Staat un! Kırche seı1en
jede 1n ıhrem Bereıich (ın proprio0 campo) unabhängıg voneinander
und rechtlich eigenständi1g. Mıiıt Genugtuung dart vermerkt werden,
dafß dıese Auffassung sıch auch 1mM staatskirchenrechtlichen Denken
der Bundesrepublıik Deutschland weıitgehend durchgesetzt hat
selbstverständlıch, da die Bundesrepublık Deutschland ein plura-
lıstısches Gemehınwesen 1St, ıcht NUr ZUgunsten der katholischen
Kirche, sondern gyrundsätzlıch ZUgunNSsteEN aller relig1ösen und arelı-
z1ösen Gemeinschaften, die sıch dem Staat gegenüber 1ın überzeugender
Weıse als ‚s1ıgnum et ufamen transcendentiae humanae‘
ausweısen.

Da Staat und Kiırche CS MIt den gleichen Menschen Lun haben,
wırd verständiges, den jeweılıgen Verhältnissen angepaßtes Zu-
sammenwirken der Wirksamkeit beıider ”ZUSTAattien kommen. Dıe Wen-
dung ‚attent1s OCorum LIeMPOFUMUC adıunectis‘ hält alle Möglıch-
keiten offen, insbesondere auch das VO  o vielen, VOTLT allem von den
US-Amerikanern auf Grund ıhrer Erfahrungen bevorzugte und be-
fürwortete System der freundschaftlich-wohlwollenden „Irennung
Von Kırche un: Staat  “  9 das 1im Verhältnis ZU pluralistischen Staat
zweıtellos das nächstliegende, vielleicht das eINZIg konsequent
realısıerbare lSt. Da{i der grundlegenden Verschiedenheıit VO  z
Staat un: Kırche eın Zusammenwirken möglich und sinnvoll 1St, e1I-

Aäutern dıe nächsten Satze Eın un derselbe Mensch hat eın ırdısch-
geschichtliches Daseın un: eine ew1ge Bestimmung. urch ıhre Ver-
kündigung un durch das Zzuie Beispiel der Chrıiısten wollte Gott,
dem ware immer so! schützt un: Öördert die Kırche die STAAatSsS-
bürgerliche Freiheit und das staatsbürgerliche Verantwortungsbewußt-
se1in.

(4) Eın eigener Absatz dient dazu, klarzustellen, da{ß dıe Apostel,
ihre Nachtolger (also dıe Bischöfe) und deren Mitarbeiter offenbar
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erster Stelle dıe Priester) be1 ıhrer apostolischen Wirksamkeıt sıch

ıcht auftf weltliıche Machtmaiuttel, sondern auf (sOtt stutzen, der die
raft des Evangelıums oft gerade 1n der menschlichen Schwachheit
seiner Verkünder offenbar werden alßt Der Dıenst Worte (Jottes
mu{fß sıch der Mittel un Wege bedienen, dıe dem Evangelıum eigen
un ın der Hauptsache andere siınd als dıejen1gen des irdischen (GJe-
meın wesens. In der Hauptsache oder überwiegend en pluribus‘):
damıt 1St bereits angedeutet, da{ß dıe kirchliche Verkündigung sıch
auch solcher Mittel bedienen wiırd, W1e der Staat S$1Ce für seiıne Zwecke
anwendet, den heutigen Umständen beispielsweıse der erst dank
der modernen Technik ZUrFr Verfügung stehenden Massenkommunika-
tionsmuıiıttel.

(5) Dıieser Gedanke wırd 1mM nächsten Absatz vertieft: ungeachtet
ihrer wesentlichen Verschiedenheıit besteht 7wiıischen Diesseits und
Jenseıuts ein Zusammenhang; bedart die Kiırche, ıhre Aut-
gabe erfüllen können, auch der materiellen Mittel. ber 1er wırd
1U eiıne sehr entscheidende Wendung vollzogen ıcht sehr der
Lehre als der Praxıs das Konzıiıl verkündet, dıe Kirche ihr
Vertrauen ıcht auf staatlicherseits ıhr gewährte oder gewährende
Vergünstigungen; 1M Gegenteıl, sSOWeIlt S1e sıch 1 Genufßß solcher Ver-
gyünstigungen befindet, werde s1e dieselbe überprüfen, un wenn s1e
sıch eingestehen mußß, da{ß die Inanspruchnahme solcher Vergünsti-
SUuUNsSsCH ıhrer Glaubwürdigkeıt Abtrag LUuL, werde s1e darauf VOCI-

zichten und eine zeitgemäßere Regelung ıhrer Beziehungen Z tAaat
anstreben. Das 1St eıne Willensäußerung des Konzıils, die sich mM1t
vollem echt in eine Reihe stellen Alßt MITt seiner Verlautbarung Z

Latifundienfrage (Tz E ] 6);, dıe MIt echt als der Höhepunkt des
Kapıtels 111 ber das Wirtschaftsleben gerühmt wırd (vgl. hPh 41
11966] 207 Rıchtet CS Oort eıne Herausforderung dıe mächtige
un: reiche Oberschicht katholischer Länder, richtet eS 1er eine
Herausforderung die Kirche selbst. An einer Mindestforderung
allerdings MUu die Kırche festhalten: C mu{fß ihr freistehen, ıcht NUur

dıe Offenbarungswahrheiten, sondern auch ıhre Sozzallehre VEl

künden un auch politische Angelegenheıiten sıttlich beurteıilen,
mındestens dann, wenn ıhr 1es der Wahrung der Menschenrechte
oder des Heiıles der Seelen willen geboten erscheıint. Heute
weılß die Kirche, W1e sehr die CHNSC Verbindung, dıe s1e mit der gesell-
schaftlichen Oberschicht und speziell mit dem Staat eingegangen Wafr

(„Bündnıis 7zwiıischen Ihron un Altar“), ıhrer Glaubwürdigkeit bei
den breiten Bevölkerungsschichten auf der Schattenseıite des Lebens,
bei den Benachteiligten, den Unterdrückten und Ausgebeuteten, C
schadet hat 1e] spat, erst nachdem die Kirche Jängst den rofß-
teıl der Arbeiterschaft verloren hat, beginnt diese Erkenntnis sıch
durchzusetzen; NUuU.  $ wırd alles darauf ankommen, s1ie 1n die Praxıs
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MMZUSeLZEN: Das Konzıl hat einen Wechse]l ausgestellt; er mMu e1iNn-
gelöst werden!

(6) Man möchte bedauern, dafß die Konstitution dieses Kapıtels
nıcht MIt der Proklamation dieses Stellungswechsels tast möchte
MNan CN; Frontwechsels ausklıngen aßt. Oftenbar aber suchte
INan ach einer Überleitung dem nächstfolgenden Kapıtel, das 1n
seınem ersten eıl sıch mMit der Friedensfrage befaßt, un wırd

Bezugnahme auf eine Stelle der dogmatischen Konstitution ber
dıe Kırche daran erinnert, da{fß dıe Kirche, ındem S1e alles Wahre, Gute
und Schöne 1ın der menschlichen Gesellschaft Öördert un auf eine
höhere Stute erhebt, den Frıeden den Menschen befestigt Zur
Ehre (sottes

Entwicklungshilfe (Tz 83 88)
In dem Abschnitt ‚De communıtate internatıionalı aedificanda‘

(Kap Va Abschn | I'z 83—090 |) Lretien die Ausführungen über ınter-
natiıonale un erst recht supranationale Instıtutionen, die ın Pacem
iın terris einen hervorragenden Platz eingenommen haben, 1NS-
besondere die Aufgabe, eine Instanz schaften, die autorisiert un
tatsächlich imstande ware, das gesamtmenschheitliche Gemeinwohl
wahren, un die dieses betreftenden Fragen einer tfür alle verbind-
lıchen Lösung zuzuführen, völlig zurück gegenüber den Ma{finahmen
der SOgeNANNTLEN Entwicklungshilte, SCHAUCK gesprochen: der wirt-
schaftlichen Entwicklungshilfe. Nıcht 1LULE 1n der Überschrift Von I7 85
wırd ausdrücklich abgegrenzt: 1n OeCONOM1CO“, sondern in
17 87 erscheint der Übervölkerungsdruck, dem manche Länder

leiden haben, als Folge des ungleıich schnellen Wachstums VO  e Be-
6 Der lateinische Text gebraucht die yleiche Wendung ‚Ecclesia, CU1US est Wwıe

Mater Magıstra, NI Reıin grammatiıkalısch könnte S1Ee ebenso w1e dort als
Aussage ber Aufgabe un!: Daseiınszweck der Kirche verstanden werden nd würde

annn 1ın aller Form der Kırche eiıne Doppelaufgabe zuschreiben: alles Wahre, Gute
und Schöne erstens ördern und zweıtens AaUusSs der natürlıchen Ordnung, der
CS Von Haus Aaus angehört, 1n dıie übernatürliche Heilsordnung rheben Man
müßfßte dann, den ext retten, das erstiere als dienende Funktion der
Hılfsaufgabe interpretieren: die Güter ın die Heilsordnung hinaufzuheben,mu{ die Kırche sıch zunächst einmal überhaupt s1e annehmen, eLwa2 Ww1ıe
Bıschof Ketteler 9 die Menschen Christen machen, mussen WIr
ihnen zuqr SE eın wıirklich menschliches und menschenwürdiges Daseın ermöglıchen.Dem Bezug CNOMMENEN ext Z2US5 ‚Lumen genti1um‘, Il. 6 1St jedo. ıne
solche Deutung völ 1g fremd; damıiıt 1St S1e auch hier obwohl pra möglıch,vielleicht die nächstlie ende) tatsächlich auszuschließen. Bemerkenswerterweise
gibt enn auch die tranz. bersetzung das ‚CU1US est durch ‚A qu1 ı1l appartıent‘wıeder: das ‚CU1US est bezeichnet hier eın ‚proprıum' der Kirche, nıcht ıhre Aufgabeder iıhr 1e] Vgl hierzu dıe VO: Konzıil 1n Kap I1 ‚De culturae PFrOSrESSU rıte
pPromovendo‘ (ad N. I8, nOot2 angeführte briefliche Außerung Pıus . S

Aaut Jamais perdre de Vue qu«c l’objectif de l’Eglise est. d’Evangeliser NO  3 deCıviliser. S51 elle cıviılise, ö  est Par l’evangelısation“ (Semaıunes Sociales de France,Versailles, 1936; 461—462)..
ThPh 3/1966 3269
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völkerung un Sozialprodukt un wırd als solche behandelt Zwar
hatte auch Pacem 1n terrıs den ‚hinc ıllınc soclata multi-
tormıiter opera‘ der Entwicklungshilfe erster Stelle wirtschaftliche
Ma{fißnahmen geNANNT, 1ber autend weıter aufgezählt den ganzCch
soz1alen un politischen Bereich, das kulturelle Leben (‚ingen1 cul-
tum‘), das Gesundheitswesen un den port (Pacem iın terr1S,; OS
vgl auch 140) Um mehr mu{(ß CS auffallen, da{ß$ das Konzıil sıch
tast Sanz aut die wirtschaftliche Entwicklungshilfe beschränkt. Eınen
Grund dafür Mag MNan darın erblicken, da{ß das Konzıil in der
schreienden Ungleichheit der wirtschaftlıchen Lage, 1er der reichen,
ort der Länder, eine den Weltfrieden gefährdende Ungerech-
tigkeıt erblickt (TIz 83 stellen sıch Maßnahmen, die 1er einen
Ausgleıch anstreben, als wichtiger Beitrag der 1mM ersten Abschnitt
dieses Kapitels behandelten Siıcherung des Friedens dar Oftenbar aber
hat der Gegensatz VvVon Ar  3 un reich, der dem Konzıl ın den Aaus

un Aaus reichen Ländern kommenden Konzilsvätern tagtäglıch
SOZUSASCH personifiziert VOTLT Augen stand, dieses ımmer wieder be-
unruhigt un die Gedanken ımmer wıeder auf die Not, 1ber auch
auf dıe Selıgkeıt der Armut (vgl 'I7z VE al hingelenkt, ohne dafß
IMNan könnte, C5 se1 dem Konzıil gelungen, das letzte Wort
diıeser Problematik Schließlich wırd ohl auch 1er der
Zeitdruck, dem das Konzıil namentlıch Ende stand, eine
entscheidende Rolle gespielt haben eıne Gesamtkonzeption der Ent-
wicklungshilfe auszuarbeıten würde csehr 1e] mehr Zeıt erfordert
haben als einıge Hınvweıise zusammenzustellen, worauf insbesondere
be1 der wirtschaftliıchen Entwicklungshilte achten sel. Es versteht
sıch VO  } selbst, daß nıcht versaumt worden 1St;, auf die kulturellen,
soz1alen un politischen Zuammenhänge hinzuweısen, in die alle wirt-
schaftliıchen Ma{fißnahmen eingeordnet se1ın mussen, Frucht tragceh.
Dabei 1sSt allerdings eın entscheidend wichtiger Gedanke urz zC-
kommen. Zutreffend welst das Konzıil ZW aar darauf hın, da{ß 6S icht
genugt, materielle Hılfen gewähren, sondern daß Hand ın Hand
damıt dıe Anleıtung gehen mufß, diese Hıltfen in der rechten Weıse
nufzen. ber das 1St ıcht alles, vielleicht ıcht einmal das Wesent-
ıche Der ungeheuere Vorsprung, den heute dıe fortgeschrittenen
Länder VOT den SOogenannten Entwicklungsländern haben, beruht ent-

scheidend darauf, da{ß WIr nıcht 1Ur 1m wirtschaftlichen Bereich,
sondern weıt darüber hınaus „rationell“ verfahren, s1e dagegen
„traditionell“. Dıie wirtschaftliche Not der zurückgebliebenen Länder
Alßt sıch nıcht durch materielle Gaben alleın beheben, auch ıcht
durch für s1e vorteilhaftere Gestaltung der Handelsbeziehungen und

Vgl hierzu die Ausführungen über die Einstellung des Konzils gegenüber
ten dem vorhergehenden Aufsatz „Die Wırt-Ungleichgewichten un Ungleichhe:

schaft 1mMm. Urteil des weıten Vatikanischen onzıls“ hPh 41 [1966] 188—210)
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dergleichen mehr: entscheidend ISE die geistige Umzstellung der Ent-
wicklungsländer VO Tradıtionalismus ZUur Ratıionalıtät. Das aber be-
deutet nıcht NUr eine ungeheuer schwere Aufgabe, sondern darın
lıegt noch 1e] mehr eiıne erschreckende Gefahr, un dieser
Rücksicht 1st die Entwicklungshilfe allererster Stelle eın kulturelles
und sozlalpädagogisches Problem, erst Zzweıter Stelle eine WIrt-
schaftliche Aufgabe. Der Wiıssenschaftliche Beıirat e1ım Bundesmuinı1-
sterı1um tür Wırtschaft, also ein primär für dıe ökonomische Seite der
Angelegenheıt sachverständiges un zuständıges GremıLum, hat 1ın
einem Gutachten VO Januar 1960 bedenken gegeben: „Eıne
schnell vorangetriebene Technisierung oder eıne einse1itige Förderung
bestimmter wırtschaftlicher Teilbereiche, dıe auf eine gleichmäfßige
Entwicklung der übrigen Lebensbereiche in Gesellschaft un Wıirtschaft
nıcht genügend Bedacht nımmt, ware nıcht NUur wırtschaftlich sinnlos,
sondern mü{fite überdies vefährliche soz1ıale un kulturelle Spannungen
CN. Der Erfolg wirtschaftlicher Hılfen wırd weıtgehend davon
abhängen, ob CS den vielfach noch ın einer nıchtrationalen Vorstel-
lungswelt ebenden Völkern gelingt, den Weg rationalem WIrt-
schaftlichem und technischem Denken finden Rationales Verhalten
darf jedoch 1Ur als sachliches Erfordernis, ıcht als höherer ethischer
Wert hingestellt werden.“® In dem Kapıtel ber das Wırtschaftsleben
hatte das Konzıil das Problem SOZUSASCN punktuell berührt: dıe be1
primıtıven Völkern gewohnheıtsrechtlich bestehenden Ansprüche auf
Nothilfe dürften weder beibehalten werden och ersatzlos fort-
fallen, sondern seıen 1n rationelle Formen überführen (Tz 69, 4] 2
Das Problem 1St aber ganz umtassend und, WEeNnNn auch iın anderen
Formen, be] Völkern altester Hochkulturen (z.B Indien) nıcht mıinder
bedeutsam als be]l primıtıven Völkern (ein andeutungsweiser Hınvweıs
darauf findet sıch 1n I7 86, lıt. d aber auch ıcht mehr)

1i1ne weıtere, überaus wichtige Frage, SOZUSASCH 1im Angelpunkt VO  5
OÖkonomie un Ethik wırd VO Konzıl nıcht angesprochen, nämlıich:
Ist die wirtschaftliche Entwicklungshilfe selbstlose Wohltätigkeit oder
ISt sS1ıe Geschift oder vielleicht eine Verbindung von beiden? Anders
ausgedrückt: Sınd die wirtschaftlichen Ma{fßnahmen der Entwicklungs-hılfe 11ULE für die Empftänger VO  3 Nutzen oder lohnen s1e sıch auch
für die Geber? Dıie rage 1St nıcht ohne Bedeutung für die Begründungeiıner Pfliıcht ZUur Entwicklungshilfe: eiıne Pflicht, die ertüllen fühl-
bare und endgültige Opfter kostet, wırd schwerer begründen und

begrenzen se1ın als eine Pflicht, deren Erfüllung sıch früh
Der Wissenschaftliche Beırat eım Bundeswirtschaftsministerium, Band, Gut-achten VO Januar 1957 bis März 1961 (Göttingen 1  ) hier Gutachten VO

1960 „Probleme einer rationellen Wirtschaftshilfe dıe Entwicklunländer“, Zı 1, PE 6 9 vgl hierzu VO ert „Dıie thısche BegründungEntwicklungshilfe“, ın Jahrbuch des Instituts tür cQhristliche Sozialwissenschaften,
r'sg VvVon ose Höftner, Bd (Münster/Westf. 333—345
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oder spat auszahlt. Aussagen Von der Art W1e€e dıese, damıt CS eiıner
rechten wirtschaftlichen Ordnung komme, müßten übermäisiges Ges:
winnstreben nebst einer Reıihe anderer Ungehörigkeıiten abgestellt
werden (Iz 8I, al 3), wırd nıemand bestreiten, 1ber s1e heltfen uns

nıcht weıter. Dail manche SOgCNANNTE Direktinvestitionen 1n Entwick-
lungsländern sıch tüur den Investor gylänzend rentieren un zugleich
für das Entwicklungsland überaus nutzlıch sınd, 1St 1Ur eine e1l-
erkenntnıis. Entscheidend kommt CS darauf A ob steht,
dıe Entwicklungshilfe ınsgzesamt werde sıch, WENN schon nıcht auf
kurze, doch auf lange Sıcht für die dıese Hılfe gewährenden tort-
geschrittenen Länder als wirtschaftlich ohnend erweısen. „Eıne klare
Antwort autf diese rage lıegt 1m Interesse sowohl des Hıltfe ZC-
währenden als auch des Hılfe empfangenden Landes. Ist s1e be-
jahen, bleibt dem Empfangsland dıie Demütigung erSpart, sıch als
Almosenempfänger fühlen, un das Geberland mu{fß siıch VOTL dem
Fehler hüten, die Rolle des edelmütigen un: selbstlosen Wohltäters

spielen, wodurch CS seine Glaubwürdigkeit eiım Empftangsland
einbüßen mufßte.“ Q  Q Wenn das Konzıil dıe wirtschaftliche Entwicklungs-
hıltfe des gesamtmenschheitlichen, näherhın des weltwirtschaftlichen
Gemeinwohls wiıllen als geboten ansıeht, lıegt esS immerhın nahe,
zunehmen, daß auch die Entwicklungshiltfe gewährenden Länder
diesem Gemeinwohl Anteıl haben werden; ob dieser Gewıinn W1€e
der Wirtschaftswissenschaftliche Beırat anzunehmen gene1gt 1St dıe
tür dıe Entwicklungshilfe gebrachten Opfer aufwiegt der Sal ber-
wiegt, annn VO Konzıil ıcht entschieden werden un muf{fß daher
offenbleiben. Bestimmt aber lıegt die Empfehlung des Beırats das
Geberland, „sich VOT dem Fehler hüten, die Rolle des edelmütıgen
un selbstlosen Wohltäters spielen“, Danz 1im Sınne des onzıls?*®.

Wer aber 1St der Adressat oder sınd die Adressaten, den oder
die das Konzıil seiıne Mahnungen richtet?

Solange das Konzıl och be1i der iınternationalen Gemeinschaft 1im
allgemeinen verweılt, 1, bevor 6S sıch 1im besonderen der wirtschaft-
lıchen Entwicklungshilfe zuwendet, spricht CS, da dıe in Pacem in
terrıs geforderte Weltregierung noch ıcht besteht, unmıiıttelbar die
‚cOommunıtas gentium‘ mM1t der Sanz allgemeın gehaltenen Mahnung
A sıch die Ordnung geben, deren CS bedarf, für diıe heute
stehenden Aufgaben gerustet seıin (Tz 84, a Ausdrücklich
gesprochen werden die bereıits bestehenden weltweıten und regionalen
Institutionen und Organısationen aller Art; die VO Konzıil gebrauch-

Gutachten WwWI1e VOL Zift L, Z
Diese Empfehlung 1St 1n gew1ssem Grade überholt, seitdem mindestens eın

eıl der Entwicklungsländer die Entwicklungshilfe als ıhnen rechtlich geschuldete
Wiıedergutmachung der VO:  > den Kolonialmächten ıhnen verübten Ausbeutung
beansprucht.
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ten Wendungen lassen VOL allem Food and Agrıcultural Organı-zatlion [cıbus], World Health Organızatıon [sanıtas ],Uniıted atıons Educational Scıentitic and Cultural Organızatıon
( [educatıo| un Internatıiıonal Labor Organızatıon
labor] denken; speziıfısch wırtschaftliche Institutionen und Organı-
satıonen erscheinen ın dieser Aufzählung nıcht, dagegen wırd eigens
hıingewiesen auf dıe das Flüchtlings- un Wanderungswesen betreuen-
den Eınriıchtungen (Iz 54, ] 2 In iıhnen allen erblickt das Konzıil
verheifßungsvolle Versuche un Ansätze un: spricht ihnen Aufmunte-
rung un gute Wünsche AaUS (al 3

Wo das Konzil sıch dagegen mi1t dem besonderen Aufgabenkreis der
wirtschaftlichen Entwicklungshilfe zuwendet (TIz 85), spricht Cs ıcht
bestimmte Institutionen W1e beispielsweise das General Agreement

Irade and Traffic (GATT) oder den International Monetary Fund
oder die International Bank for Reconstruction Develop-

Ment (IBRD) d sondern tormuliert unmiıttelbar die Sachaufgaben,
sıch ann jeweıls Aaus der Natur der Sache erg1bt, WLr jeweıls

dafür autzukommen hat.
Um voranzukommen, benötigen dıe Entwicklungsländer, stellt

das Konzıl fest, Menschen un Sachmuittel (al 2 Des niheren deckt
die VO Konzıil vorgelegte Gliederung sıch völlıg miıt derjenigen des
bereits mehrtach ANSCZOSCNCN wırtschaftswissenschaftlichen Gutachtens.
An erster Stelle Beratungshilfe (‚technical assıstance‘): Beratung un
praktische Anleıtung durch dıe entsprechenden Fachkräfte VO  3 der
höchsten Stute der Wıssenschaft un Verwaltung bıs herab ZU schlich-
ten handwerklichen un: hauswirtschaftlichen KoOönnen. An zweıter
Stelle bessere internationale Arbeıitsteilung, iındem dıie ochentwik-
kelten Industrieländer ihre Märkte günstigen Bedingungen den
Entwicklungsländern erschließen (‚trade, NOLT a1ıd‘), dritter Stelle
Kapıtalhilfe ın den verschıedensten Formen: Geschenke, Darlehen,
Beteiligungen, Dıirektinvestitionen (Tz 89, al Z Das zweıerlei
VOTFraus: Wıllen un Verzicht auf selbstsüchtige Absichten
und ehrgeizige Ziele wirtschaftlicher, polıtischer oder ideologischer

Als Verpflichtungsträger miıt Je eigenem Pflichtenkreis zaählt das
Konzil ın 17 S6 autf

a) Dıie Entwicklungsländer selbst, dıe sıch nıcht auf Fremdbhilfe
verlassen dürfen, sondern erster Stelle ihre eigenen Krifte einzu-
setzen haben Als Ziel iıhrer Anstrengungen stellt CS ıhnen dıe voll-
menschliche Entfaltung iıhrer Bürger VOL Augen;die hochentwickelten Industrieländer: iıhre sehr ernste Pflıcht se1l
CS, den Entwicklungsländern AaZu helfen: deswegen müften s1e
bei sıch selbst al das vorkehren, WAas notwendiıg ist, sıch ıdeell
und materıell für diese Aufgabe rusten;
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C) dıie ‚cOommunıtas internationalıs‘ habe die Ma{fßhnahmen ko-
ordınıeren un inspırıeren SOWI1e Beachtung des Subsidiarıtäts-
prinzıps die internationalen Wirtschaftsbeziehungen ordnen, da{ß
s1e der Gerechtigkeit Genuüge tun Hıer haben Institutionen WwW1€e das
General Agreement Irade and Trattic )% aber auch Inter-
national Monetary Fund un: Internatıional Bank for Recon-
struct1on Ahal Development (IBRD) ıhr Wirkungsfeld. Das Konzıl
erwähnt s1e nıcht, spricht vielmehr ausdrücklıch 1Ur VO  —$ Einrichtungen,
dıe erst schaffen waren (‚condantur instiıtuta apta‘). FEın Hın-
WeIlSs Buchstabe d) deckt sıch nıcht, berührt sıch aber CN mMI1t der
VO Wırtschaftswissenschaftlichen Beıirat des Bundeswirtschaftsmini-
ster1ums als entscheidend bezeichneten Umstellung Öomn Tradıitionalis-
11U5 ZUrFr Rationalıtät, die das Konzıl natürlich och VO  > anderen
Seıiten anleuchtet als eın Wıirtschaftswissenschaftliıcher Beirat.

Entwicklungshilfe ann IMNan nıcht behandeln, ohne sıch mMI1t dem
für viele Entwicklungsländer drückendsten aller Probleme, dem Be-
völkerungsproblem, 111 SagCN.. dem Übervölkerungsdruck, aAuseinan-
derzusetzen: das Konzıl wıdmet ıhm eine eigene Teilzıter (87) Miıt
Recht weılst CS 1m ersten Absatz darauf hın, daß C sıch l1er eın
Weltproblem handelt un da{fß CS durch weltweıte Produktionssteige-
rungs ANSCHANSCH werden mu In den beiden folgenden Absätzen
umschreibt das Konzıil die Zuständigkeit der Regierungen nach der
posıtıven Seite z1emlıch Vdg), dagegen sehr bestimmt nach der NCSAa-
tıven Seıite: das Recht auf Ehe un Fortpflanzung 1St unentziehbar;
ber die Zahl der Kınder haben alleın die Ehegatten, in keiner Weıse
dagegen dıe Staatsgewalt befinden. Der Entschlufß der Eltern
eın richtig gebildetes Gewi1ssen VOTAaUS; darum 1St eın entsprechend
hoher relıg1öser oder doch ethıischer Bildungsstand anzustreben und
sollen den Eltern dıe einschlägigen wıssenschaftlichen FErkenntnisse
nıcht vorenthalten, sondern zugänglıch gemacht werden; ZUrr: For-
schung sollten katholische Fachleute ıhren Beitrag eisten.

ber auch hinsıichtlich der wirtschafllichen Entwicklungshilfe als
solcher schreibt das Konzıil den Christen eine eigene Aufgabe
(TIz 88) In den Armen der Entwicklungsländer ruft Chriıstus selbst
nach der heltenden Liebe seıner Jünger. Es darf nıcht Z Ärgerni1s
werden, da{fßß reiche christliche Länder 1m UÜberfluß leben, während
andere Mangel Notwendigen leiden. Mıt besonderer An-
erkennung spricht das Konzıl VO  $ den meıst jugendlichen Entwick-
lungshelfern, die ın dıe Entwicklungsländer hinausgehen,
mittelbar Ort un Stelle Hand aNs Werk legen. Sammlung
Von Spenden, Ww1€e das VO  $ den deutschen Bischöfen eingeleıtete, 1n
manche anderen Länder übernommene Werk ‚Mısereor‘ wırd belobigt
mıiıt dem emerkenswerten Zusatz: antıquus MOS erebat Ecclesiae,
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NO  3 superflu1s Cantum, sed substantia Schon 17
War dıe ede VO  — der Verpflichtung, den Armen helten ‚NN Lan-
Cum superfluis‘ 11 1er wırd allerdings ohne da{fß CR Verpflichtung
ausgesprochen würde noch CLE Schritt Weltergegangen un heißt CS

‚ET1AM substantia Im Einzelfall ann das sıcher hervorragen-
dem Ma{f(ße Gott wohlgetällig SC1IN als allgemeın gyeübte Regel würde
CS dıe Entwicklungshilfe ıcht tördern, sondern vereıteln, eintach des-
WESCH, weıl Entwicklungshilfe eın Distributionsproblem, sondern
WIC urz vorher Zusammenhang MI dem Übervölkerungsdruck
zutreftend DESAQT wurde der Hauptsache eC1in Produktionspro-
blem 1STt darum dürten die fortgeschrittenen Länder ıhre wırtschaft-
ıche Leistungstähigkeit Sar ıcht schwächen, sondern ussen SIC

Gegenteıl stärken un tortschreitend Der einzelne, gleichviel
ob Chriıst oder Niıchtchrist annn Aaus Edelmut un Opfterwilligkeit
auch VOonNn SC1INEr „Substanz abgeben; die fortgeschrittenen Industrie-
völker dürfen das gar nıcht ber S1C VOT diesem Mißegriff WarnecCn,
dürfte sich erübrigen enn ohnehiıin bestehrt ıcht die ZSEIINSSTE Gefahr,
da{fß S1IC ıh begehen könnten

Nach dem Wunsch des Konzıils sollen ohne da{fß den Gläubigen
Gewalt angetan wırd auf dıözesaner, nationaler und weltweiter
Ebene Organısıerte Sammlungen durchgeführt werden

Mıt m Grund das Konzıl daran, denen, diıe als Ent-
Wicklungshelfer hinausgehen wollen CIMMe gute Vorbildung MITt aut
den Weg geben Idealismus allein Lut CS nıcht Idealısmus un gute
Vorbildung vollbringen Gro{fßtaten

11 Vgl TIhPh 41 (1966) 203
„Arm un: ren Zum bischöflichen Werk ‚Miısereor‘“Hıerzu vgl VO: Verft.

StdZ 167 (1960—1961) 401—410; „Armutsidee und Entwicklungshilfe“> eb
176 (1965) 331—342
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